
Vergesellschaftung 
statt Kleineigentum

Aber selbst wenn der Volks-
entscheid umgesetzt worden wäre, 
hätte er doch nur zur Folge gehabt, 
dass der Wohnungsmarkt neu auf-
geteilt wird. Nicht die Tatsache, 
dass es überhaupt einen Markt mit 
Wohnungen gibt scheint das Prob-
lem zu sein, sondern nur, wie die-
se unter den Unternehmen verteilt 
sind. Es ist aber keine Lösung, die 
Wurzel des Problems, nämlich die 
kapitalistische Wirtschaftsform, 
unberührt zu lassen! 

Die einzige Möglichkeit um 
diese Probleme zu beenden, wäre 
die konsequente Vergesellschaf-
tung allen Grund und Bodens und 
damit aller Wohnungen. 

Nur indem der Wohnungsmarkt 
als solcher beseitigt wird und die 
Wohnungen in gesellschaftliche 
Hand gelegt werden, kann eine  
gerechte Wohnungspolitik funkti-

onieren! 
Die Mär der „Chancengleich-

heit“ im Kapitalismus ist eine Lüge 
derer die heute die Fabriken sowie 
Grund und Boden besitzen, um die 
angeblichen gleichen Möglichkei-
ten in diesem System zu belegen 
Der Volksentscheid war daher gut 
gemeint, von Anfang an aber dem 
Untergang geweiht, da er weiter 
versucht innerhalb des kapitalis-
tischen Systems Probleme zu be-
wältigen, die nur durch eben dieses 
System ermöglicht wurden. 

Eine Bewegung 
der Mieter:innen 

aufbauen
Um gegen diese katastropha-

le Situation vorzugehen müssen 
wir aktiv werden und eine geeinte 
Mieter:innenbewegung von unten 
aufbauen. Eine Bewegung die kein 
Vertrauen in den Staat, mit seiner 
Verachtung für uns, noch in die 
Unternehmen, mit ihrem Klassen-

kampf von oben, setzen wird! 
Eine Bewegung, die die Kämp-

fe gegen den Mietenwahsinn mit 
den Streiks im Betrieb vereint und 
den eigentlichen Auslöser dieser 
Misere klar benennen kann: Die 
kapitalistische Produktionswei-
se und ihre gnadenlose Logik der 
Kapitalakkumulation. Denn unsere 
Probleme als Mieter:innen verbin-
den sich mit unserer Ausbeutung 
als Arbeiter:innen.

Deshalb sollten wir Aktionsta-
ge wie den jährlichen Housing-Ac-
tion-Day, am 26.03. nutzen, um auf 
die diese Probleme aufmerksam zu 
machen und für ihre Lösung sowie 
unsere Solidarität mit allen Mie-
ter:innen und Arbeiter:innen im 
Kampf gegen ihre Ausbeutung von 
oben, auf die Straße zu gehen!

Weitere Informationen:
housing-action-day.net
soli-net.de/HAD2022

8. März: Frauenkampf-
tag statt Feiertag

– von Olga Wolf – 

Jede Regierungspartei wirbt 
für die Ampelkoalition als 
eine feministische Regie-

rung – dann müssen wir ja nur 
noch warten, bis der 8. März als 
Weltfrauentag bundesweit zum 
Feiertag wird! Oder nicht?

Zwar besetzt nun mit Olaf Sc-
holz ein Mann das Kanzler:innen-
amt, der sagt aber von sich selbst: 
„Gerade deshalb bin ich Feminist. 
Für mich war immer klar: Frauen 
gehört die Hälfte der Macht.“ 

Er schlussfolgert: Das Kabi-
nett, dem er nun vorsitzt, muss 
paritätisch besetzt sein. Das be-
deutet, dass Männer und Frauen 
– geschlechtliche Vielfalt ist in 
der SPD noch nicht angekom-
men – zu gleichen Teilen im Ka-
binett vertreten sind. Können wir 
als kämpferische Frauen also an 
diesem 8. März, nach mehr als 
hundert Jahren Frauenkampf, eine 
Verschnaufpause einlegen? Von-
wegen!

Frauen schultern  
die Krisen

Das Patriarchat sorgt dafür, 
dass der Staat in der Pandemie die 
Für- und Vorsorge ganz bequem 
auf privaten Schultern abladen 
kann. Ohnehin wird nur ein klei-
ner Teil der reproduktiven Arbeit 
gesellschaftlich organisiert, wie 
etwa ein Teil der Kinderbetreuung 
und -bildung. In der Pandemie wa-
ren es vor allem Mütter, die unter 
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den erschwerten Bedingungen bis 
weit über die Belastungsgrenze ge-
arbeitet haben. 

Das selbe gilt für die Wirt-
schaftskrise. Viele Arbeiter:innen 
waren durch Kurzarbeit erheb-
lichen finanziellen Engpässen 
ausgesetzt. Frauen sind häufiger 
prekär beschäftigt, sie hatten oft 
schlicht kein Recht auf Kurzarbeit. 
Als flexibles Polster für das Kapi-
tal wurden viele Minijobberinnen 
und Arbeiterinnen in Teilzeit so 
kurzerhand gekündigt. 

Deutschland ist europäischer 
Spitzenreiter, wenn es um die ge-
schlechtergetrennte Arbeitseilung 
geht. Familien sind häufiger als in 
anderen Staaten von einem Lohn, 
dem des männlichen Brötchen-
verdieners, abhängig. Die Wirt-
schaftskrise betrifft Frauen nicht 
nur durch finanzielle Nöte, son-
dern auch mit der einhergehenden 
vermehrten finanziellen Abhängig-
keit vom Mann. In Verbindung mit 
der grassierenden häuslichen Ge-
walt ist das eine höchst gefährliche 
Mischung. 

Nimmt die Ampel 
uns diese Last?

Die Ampelkoalition hat im 
Wahlkampf so einiges verspro-
chen. Alle Parteien haben sich auf 
irgendeine Weise zum „Feminis-
mus“ bekannt. Das ist nicht einmal 
gelogen: „Feministisch“ kann ja 
auch bedeuten, sich dafür einzu-
setzen, dass das eigene Geschlecht 
die Chancen in einem ausbeuteri-
schen Arbeitsmarkt weder verbes-
sert noch verschlechtert.  

Das ist aber nicht die Ge-
schlechterbefreiung, für die der 8. 
März als Kampftag der Arbeiterin-
nen ins Leben gerufen wurde. Im 
Gegenteil: Der deutschen Kommu-
nistin Clara Zetkin, die als Begrün-
derin dieses Tages gilt, ging es um 

etwas anderes. 
Denn den Tag widmete sie 

dem Kampf um das Wahlrecht für 
Frauen, doch sie sagte auch: „Das 
Stimmrecht ohne ökonomische 
Freiheit ist nicht mehr und nicht 
weniger als ein Wechsel, der kei-
nen Kurs hat“. Das Frauenwahl-
recht war ein wichtiger und zu der 
Zeit aktueller Anlass, aber Clara 
Zetkin widmete ihr Leben der Auf-
gabe, Arbeiterinnen zu organisie-
ren, damit sie selbst ihre Forderun-
gen durchsetzen können. Für die 
vollständige Verwirklichung dieser 
Forderung und für die Befreiung 
der Frau sah sie nur eine Möglich-
keit: den Aufbau des Sozialismus.

Frauenstreik 
statt Feiertag!

Die Regierungsparteien nen-
nen sich feministisch, weil sie auf 
den immer stärker werdenden Pro-
test – etwa gegen das Abtreibungs-
verbot – reagieren müssen. Wenn 
jedes Jahr trotz der Pandemie mehr 
Frauen, nicht-binäre und trans Per-
sonen auf die Straße gehen, um 
für ihre körperliche Selbstbestim-
mung zu kämpfen, können sie das 
nicht unbeantwortet lassen. Den 
§219a StGB, das Werbeverbot, ha-
ben wir gemeinsam auf der Straße 

gekippt, das war kein plötzlicher 
Sinneswandel der SPD, die noch 
vier Jahre vorher ihren Reformvor-
schlag zurückzog! 

Uns kann egal sein, wie viele 
Frauen im Kabinett mit daran be-
teiligt sind, menschenfeindliche 
Auslandseinsätze zu planen. Dass 
unter den Leuten, die die Situati-
on von Minijobber:innen und Teil-
zeitkräften noch prekärer machen, 
auch weibliche Abgeordnete sind, 
ist kaum ein Fortschritt – denn 
damit zementieren sie die Abhän-
gigkeit und prekären Lebensbedin-
gungen tausender anderer Frauen. 

Die selbsterklärte feministi-
sche Bundesregierung ist für uns 
keine Gelegenheit zum Ausruhen. 
Stattdessen gilt es ihr zu zeigen, 
dass wir uns mit symbolischen Ak-
ten nicht zufrieden geben. Wäh-
rend in unserem Nachbarland, der 
Schweiz, am 8. März ein Frau-
enstreik die größeren Städte lahm-
legt, will die Berliner Landesre-
gierung dem zuvorkommen und 
erklärte den Tag zum Feiertag. Das 
soll uns nicht aufhalten: Wir orga-
nisieren uns trotzdem und tragen 
unsere Forderung auf die Straße, 
wie es am 8. März Frauen auf der 
ganzen Welt machen. 
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Die Mietenprobleme  
können wir nur von 

unten lösen!
– Ein Kommentar von Julius Kaltensee –

Am 26. März findet 
auch dieses Jahr der 
„Housing-Action-Day“ 

statt. Warum wir eine Mie-
ter:innenbewegung brauchen, 
die über die parlamentarischen 
Möglichkeiten hinausgeht und 
nur eine Vergesellschaftung die 
Probleme lösen kann: 

In Deutschland spielt kaum 
ein Problem in den letzten Jahren 
eine ähnlich große Rolle wie das 
der steigenden Mieten. Im letzten 
Jahr wurde in Berlin der Volksent-
scheid „Deutsche Wohnen und Co. 

Enteignen“ durchgeführt. Über 56 
Prozent sprachen sich für eine Ent-
eignung der größten Wohnungsun-
ternehmen aus. Ein klares Signal, 
obwohl der Reizbegriff „Enteig-
nung“ bereits im Titel des Volks-
entscheids enthalten war. 

Groß war die Hoffnung der 
Berliner:innen, dass sich nun etwas 
ändern könnte an den gigantischen 
Mietpreisen in ihrer Stadt. Passiert 
ist schlussendlich nichts. Franzis-
ka Giffey (SPD) ließ bereits vor 
ihrer Wahl zur Bürgermeisterin 
von Berlin durchscheinen, dass sie 

nicht für Gespräche um das Thema 
Enteignung zu haben sei und zeig-
te damit hervorragend die grundle-
genden Grenzen der parlamentari-
schen Möglichkeiten auf. 

Es ist offensichtlich, dass ein 
kapitalistischer Staat, der sich 
dem Schutz des kapitalistischen 
Privateigentums per Grundgesetz 
verpflichtet hat, ein solches Unter-
fangen nicht umsetzen wird. Dass 
dieser sich weder um Demokra-
tie noch um die Bedürfnisse und 
Ängste der Menschen schert. 

Clara Zetkin zusammen mit Rosa Luxemburg (1910) 


